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~locher in Suhr. MATHIAS MARX 

die Vertrage tatsãchlich kündigen 
sollte. Aber sie wird sie nicht kündi­
gen, also auch J a zur Masseneinwan­
derungs-Initiative der SVP am 9. Fe­
bruar. Aus den Reihen des «Forums 
fiir WeltoffenheÜ: und Souverãnitiit» 
war kein Widerspruch zu verneh­
men. Für Prasident Otto Suhner ist 
ldar: «Christoph, dich braucht es 
noch lange in Bern.» Als Geschenk 
auf den Weg gabs einen Winkel­
schleifer. Abwegig? Nicht unbedingt. 
·Christoph mocher hãtte jedenfalls 
durchaus eine Idee, wem im Bundes­
haus er damit was schleifen konnte. 

Rheintalstrasse von Etzgen (Met­
tauertal} Richtung Laufenburg. 
Ein 22-jiihriger Schweizer aus 
dem Baselbiet geriet mit seinem 
Mini aus ungekliirten Gründen 
nach links auf die Gegenfahr­
bahn. Der Autofahrer musste 
nach der Kollision ins Spital ge­
führt werden. Der Sachschaden 
an den Unfallfahrzeugen betriigt 
rund 20000 Franken. Dem Auto­
fahrer nahm die Kantonspolizei 
den Führerausweis umgehend 
zuhanden der Administrativbe­
hõrde ab. (AZ) 
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Schweiz EU-Recht nicht übernehmen 
will. Wenn man eine Busse nicht be­
zahlt und stattdessen ins Geféingnis 
geht, das ist eine Ausgleichsmassnah­
me. Das ist vielleicht etwas gaí: sa­
lopp, aber es ist die Sprache, die je­
der versteht, und hebt erst noch die 
Stimmung. Ebenso die anschauliche 
Erldarung, warum man dem Druck 

/ç'Í.ehrer-Lohnklage nun 
vor Verwaltungsgericht 
Lehrerlõhne Die Lohnklage von 
1200 Aargauer Lehrern wurde 
nu n vor Verwaltungsgericht be­
hàndelt. Die Chancen für die 
Lehrer stehen nicht schlecht, 
dass sie Recht bekommen. 

VON HANS FAHRLÃNDER 

Kürzlich hat vor Verwaltungsgericht 
die Verhandlung zur Lohnldage der 
aargauischen Lehrerschaft stattge­
funden. Geldagt haben einerseits 
rund 1200 Lehrpersonen, überwie­
gend Lehrerinnen und Kindergartne­
rinnen, anderseits der Aargauische 
Lehrerinnen- und Lehrerverband 
(alv). 

Das Verfahren geht zurück auf die 
Revision des Lohndekrets Lehrperso­
.nen (LDLP) im Jahr 2011. Der alv hat­
te festgestellt, dass die Lohne der 
Lehrpersonen anders berechnet wur­
den als jene des übrigen Staatsperso­
nals. Stützte man sich zur Lohnanset­
zung beim Staatspersonal ãus­
schliesslich auf das Arbeitsplatz-Be­
wertungssystem Abakaba, zog man 
bei den Lohnen der Lehrpersonen die 

' Marlct- und die Ist-Lohne hinzu - Ab­
akaba zãhlte nur zu 12,5 Prozent. Die 
Überzeugung des alv: Damit wurden 
die schon bisher niedrigeren Lõhne 
der Frauen, vor allem jener auf Stufe 
Kindergarten und Primarschule, ze­
mentiert und die fállige Gleichstel­
lung mit vergleichbaren Berufen ver-
weigert. · 

Gleiche Berechnung zwingend 
Nachdem die Schlichtungskom­

mission für Personalfragen die Sicht 
der Lehrpersonen grosstenteils ge­
teilt hatte, die Regierung sich aber 
weigerte, das Lohnsystem auf Dislcri­
minierungsfreiheit zu überprüfen, 
liegt der Fall nun beim Verwaltungs-

An der kürzlichen Verhandlung 
kam unter anderem der Arbeitsrecht­
ler Christian P. Katz, Miterfinder des 
Abakaba-Systems, zu Wort. Nach 
Auslcunft von alv-Geschaftsfiihrer 
Manfred Dubach zeitigte die Befra­
gung zwei bemerkenswerte Ergebnis­
se: «Für Christian Katz ist vollig ldar, 
dass sowohl bei den Lehrpersonen 

· als auch bel. der Verwaltung das glei­
che Berechnungssystem zugrunde 
liegt. Eine Sonderbehandlung fiir 
Lehrpersonen rechtfertige sich nicht. 
Auch innerhalb der Verwaltung gebe 
es grosse Unterschiede in den Tãtig­
keitsprofilen. Der Sinn von Abakaba 
sei es ja gerade; dass unterschiedli­
che Berufe miteinander verglichen 
werden konnen.» 

Und das zweite Ergebnis: «Es war 
unbestritten, dass sowohl der Beruf i 
der IGndergartenlehrperson wie auch 
derjenige der Primarlehrperson als. 
Frauenberufe zu betrachten sind und 
vor dem Hintergrund des Gleichstel­
lungsgesetzes ni eh t dislaiminiert w er-
d en dürfen.» Dubach ist nach dieser 
Verhandlung . überzeugt, dass die 
Chancen der Klager intalct sind. Aller­
dings: «Wie auch imrner das Urteil des 
Verwaltungsgerichtes ausfallen wird, 
e s m us s damit gerechnet werden, das s 
es vor Bundesgericht weitergezogen 
wird. Es ist also Geduld angesagt.>> 

Zusatzkosten bis 70 Mio. Franken? 
Der «Tages-Anzeigen h<ilt gestern 

gemeldet, dass nun auch Lehrerin-
nen im Kanton Zürich Klagen wegen 
Lohudiskriminierung vorbereiten. 
Sie ·stützen sich dabei auf die Erfah­
rungen ihrer Aargauer Kolleginnen. 
Gemãss dem Blatt kãme eine Nieder-
lage der Regierung im Aargau den 
Kanton teuer zu stehen: Jãhrliche Zu­
satzkosten in der Grossenordnung 
von 50 bis 70 Mio. Franken seien rea­
listisch. Mit eineín Urteil des Verwal­
):ungsgerichts wird im ersten Quartal ~/ :. 
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